
Lagebericht
       2002

1. Allgemein

Der Schwerpunkt der Tätigkeit lag im Berichtsjahr 2002 erneut bei der Durchführung 
der Ausschüttung an die Wahrnehmungsberechtigten im Bereich der Leerkassetten-/ 
Geräteabgabe gemäß § 54 UrhG sowie in der Wahrnehmung der Gesellschafterrechte 
innerhalb der ZPÜ (Zentralstelle für private Überspielungsrechte), die das gemeinsa-
me Inkasso aller Verwertungsgesellschaften für die Leerkassetten-/Geräteabgabe vor-
nimmt.

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Wahrnehmung und Ausschüttung im Bereich 
der Kabelweitersenderechte. Die im Jahr 1996 vereinbarte Aufteilungsvereinbarung 
zwischen den Filmverwertungsgesellschaften und der AGICOA über die Verteilung 
der von der Deutschen Bundespost Telekom bezahlten Vergütungen für das Recht der 
integralen Kabelweitersendung galt im Jahr 2002 noch fort. Die Aufteilungsregelung 
sieht vor, die Ansprüche der VFF, der GÜFA sowie der VG Bild-Kunst vorab abzu-
gelten und den verbleibenden Betrag sodann 65 : 35 im Verhältnis ausländischer zu 
deutscher Filmwerke aufzuteilen. Der Anspruch der VFF an der Quote der Filmver-
wertungsgesellschaften und AGICOA beträgt 5 %.

Die Deutsche Telekom bzw. die Regionalgesellschaften sowie die Kabelnetzbetreiber 
ish und easy haben den sog. Kabelglobalvertrag im Dezember 2001 mit Wirkung 
zum 31. Dezember 2002 gekündigt. Die Rechteinhaber strebten eine Fortsetzung des 
Kabelglobalvertrages unter Einbeziehung der Abgeltung der Ansprüche für die Ein-
speisung von Satellitenprogrammen an. Die privaten Fernsehveranstalter, die in der 
Vergangenheit ihre Rechte individuell im Rahmen des Kabelglobalvertrages wahrge-
nommen haben, haben diese im Laufe des Jahres 2002 in die VG Media eingebracht, 
die einen eigenständigen Tarif veröffentlicht hat. Nach zahlreichen Verhandlungsrun-
den konnten sich die bisherigen Vertragespartner des Kabelglobalvertrages mit Aus-
nahme der VG Media auf ein Pauschalvergütungsmodell einigen. Hiernach zahlen 
die Netzbetreiber einen jährlichen Betrag von 60 Mio. Euro an die Rechteinhaber für 
die Laufzeit von drei Jahren. Mit dieser Zahlung ist die Einspeisung analoger und di-
gitaler Programme, seien sie terrestrisch, seien sie digital verbreitet, abgegolten. Vor-
aussetzung für die Einspeisung ist aber noch der Abschluß eines Einspeisungsvertra-
ges zwischen den Rundfunkanstalten bzw. privaten Sendeunternehmen.

Die  VG Media  erklärte  im Zeitpunkt  des  Abschlusses  dieses  Vergleiches,  diesen 
nicht mitzutragen, behielt sich aber einen späteren Beitritt ausdrücklich vor. Dieser 



Beitritt  ist  bisher  nicht erfolgt.  Zwischen den Vertragsparteien werden derzeit  die 
Auswirkungen des Fehlens der von der VG Media eingebrachten Rechte im Hinblick 
auf die Gesamteinigung des Vergleichs erörtert. Die Filmverwertungsgesellschaften 
streben an,  den abgeschlossenen Vergleich unter Herausrechnung des Anteils,  der 
entsprechend der bisherigen Praxis auf die VG Media entfällt, umzusetzen, wobei 
sich die VG Media in entsprechenden Stellungnahmen auch gegenüber dem Deut-
schen Patent- und Markenamt hiergegen zur Wehr setzt. Gleichzeitig verhandelt die 
VG Media  mit  den Kabelgesellschaften  über  eigene  Verträge zur Abgeltung der 
Rechte. Die  Kabelnetzbetreiber leisten derzeit Abschlußzahlungen.

Zwischen den Verwertungsgesellschaften GVL, GWFF, VGF, VG Bild-Kunst und 
VFF wurde im Oktober 1997 eine Einigung über die Aufteilung der Erlöse aus der 
Abgeltung der Rechte gem. § 27 Abs. 2 UrhG (Bibliothekstantieme) getroffen. Von 
den jährlichen Abgaben der Länder und des Bundes für den Bereich des Verleihens 
von Videogrammen in Höhe von ca. 700.000 Euro entfallen nach dieser Aufteilungs-
regelung 16,66 % auf die VFF. Die Erlöse werden dem Aufkommen für den Bereich 
der Leerkassetten- und Gerätevergütung zugeschlagen und entsprechend diesem Ver-
teilungsplan ausgeschüttet. Der Vertrag wurde erstmals im Jahr 1998 und erneut im 
Jahr 2002 angepaßt. Die Filmverwertungsgesellschaften sowie VG Wort, GVL und 
GEMA nehmen seit 2002 die Rechte gemeinsam innerhalb der Zentralstelle Biblio-
thekstantieme  (ZBT)  wahr.  Der  Gesellschaftsvertrag  der  ZBT  wurde  zu  diesem 
Zweck neu gefaßt.

Die mit Datum vom 25.11.1996 gegründete CMMV Clearingstelle Multimedia der 
Verwertungsgesellschaften für Urheber- und Leistungsschutzrechte GmbH hilft als 
Clearingstelle für Rechtenachfragen im Multimediamarkt bei der Rechteklärung. Die 
VFF ist  neben den Verwertungsgesellschaften GEMA, GVL, VG Wort,  VG Bild-
Kunst, VGF, GWFF, GÜFA und AGICOA Urheberrechtsschutz GmbH Gründungs-
gesellschafter der CMMV. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung zahlte für die sog. Behörden-
mitschnittrechte eine Vergütung in Höhe von 54.474,08 Euro. 

Als Mitgesellschafter  der  ZPÜ hat  die  VFF gemeinsam mit den übrigen Verwer-
tungsgesellschaften den Hersteller Hewlett Packard vor der Schiedsstelle beim Deut-
schen Patent- und Markenamt auf Zahlung einer Abgabe auf CD-Brenner verklagt. In 
der Schiedsstellenentscheidung wird festgehalten, daß eine Vergütungspflicht nicht 
nur wegen der  Audioaufzeichnungsmöglichkeit,  sondern auch wegen der  Bildauf-
zeichnungsmöglichkeit bestehe. Gegen die Schiedsstellenentscheidung ist von Hew-
lett Packard Klage beim LG Stuttgart erhoben worden. Das Gericht hat in einem am 
19.06.2001 verkündeten Urteil  Hewlett  Packard  verurteilt,  Auskunft  über  die  seit 
01.02.1998 veräußerten und in Verkehr gebrachten CD-Brenner zu erteilen und Aus-
kunft über Typenbezeichnung und Stückzahl der ab 01.05.1999 veräußerten oder in 
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den Verkehr gebrachten CD-Brenner, die als interne oder externe Geräte in techni-
scher Verbindung mit einem PC betrieben werden könnten, zu erteilen.

Kernpunkt des Urteils ist, daß CD-Brenner als vergütungspflichtig im Sinne von § 54 
UrhG sind, weil es sich um Geräte handelt, die erkennbar zur Vornahme von Verviel-
fältigungen nach § 53 Abs. 1 UrhG bestimmt sind.

Zur Vermeidung weiterer gerichtlicher Auseinandersetzungen über die Höhe der zu 
entrichtenden Zahlungen haben die ZPÜ-Gesellschafter mit dem Branchenverband 
BITKOM, dem auch Hewlett Packard angehört, mit Wirkung vom 01.07.2001 eine 
Vereinbarung geschlossen,  nach der die Gerätehersteller von CD-Brennern für die 
Rechte nach § 54 UrhG eine Vergütung von 4,40 Euro pro Gerät entrichten. Der Ver-
trag hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2003.
Der Vergütungspflicht unterfallen weiterhin CD-sowie DVD-Rohlinge.

Die Ausschüttung der Geräte-/Leerkassettenvergütung für das Jahr 2000 erfolgte im 
Dezember 2002. Der Punktwert wurde auf  2,50 Euro festgesetzt. Als Ausschüttungs-
summe für den Bereich der Auftragsproduktion standen 2.824.121,97 Euro zur Ver-
fügung, von denen an Wahrnehmungsberechtigte 1.591.822,62 Euro ausgeschüttet 
wurden.  Die Ausschüttung für das Jahr 2000 erfolgte erstmals mittels  dem neuen 
Werk- und Ausschüttungssystem W+A. Die Meldungen der Sender an die VFF erfol-
gen aufgrund des Systems namens Prodis II, mit dem sichergestellt wird, daß die Da-
ten auf elektronischem Wege an die VFF geliefert werden. Das Werk- und Ausschüt-
tungssystem ermöglicht nunmehr auch einen Abgleich mit den GfK-Daten und den 
Aufbau eines Werkregisters  für den einzelnen Produzenten.  Weiterhin erlaubt  das 
neue System fiktionale Programme gesondert zu erfassen.

Der Beirat hat mit Beschluß vom 28. Juni 2002 daher auch den Verteilungsplan in 
§ 4 Ziff. 8 dahingehend geändert, daß unter Berücksichtigung des § 7 UrhWahrnG 
eine Gewichtung der Werke dahingehend vorgenommen wird, daß fiktionales Pro-
gramm mit 300 %, fiktionales Programm daily mit  150 %, nicht fiktionales Pro-
gramm mit 100 % sowie Game- und Talkshows sowie sonstiges tägliches Programm 
mit 35 % gewichtet werden.

Ein tägliches Programm bzw. daily im vorstehenden Sinn ist dann gegeben, wenn 
eine Sendung mit gleichartigem Charakter mindestens viermal innerhalb einer Wo-
che mit einer einzelnen Folge ausgestrahlt wird.

Der Anteil für das Aufkommen der Auftragsproduktionen vergleichbaren Eigenpro-
duktionen für das Ausschüttungsjahr 2000 wurde den einzelnen Rundfunkanstalten 
und privaten Rundfunkveranstaltern in Höhe von 2.098.597,50 Euro im Dezember 
2002 überwiesen. 
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Darüber  hinaus  fanden noch Nachausschüttungen für  die  Jahre 1996 bis  1999 in 
Höhe von insgesamt 727.958,91 Euro für die Produktionsunternehmen, die erstmals 
einen Wahrnehmungsvertrag mit der VFF abgeschlossen haben, statt. 
Die ordentliche Gesellschafterversammlung der VFF am 28. Juni 2002 in München 
befaßte sich neben der Feststellung und Genehmigung des Jahresabschlusses 2001, 
der Entlastung von Aufsichtsrat und Geschäftsführung, der Wahl des Abschlußprü-
fers und mit dem Stand der Planungen und Umsetzung des neuen Werk- und Aus-
schüttungsprogrammes der VFF mit der Genehmigung des Beitritts der VFF zur ZBT 
sowie der Urheberrechtsnovelle Urheberrecht in der Informationsgesellschaft.

2. Erlöse

Die Erlöse der Geräte-/Leerkassettenabgabe gem. § 54 UrhG betrugen im Berichts-
jahr 2002 3.051.937,57 Euro

Aus der Leerkassetten- und Geräteabgabe Frankreich und Holland erzielte die VFF 
Erträge in Höhe von 1.417.158,73 Euro.

Im Bereich der Kabelweiterleitungsrechte erzielte die VFF für das Jahr 2002 Erlöse 
in Höhe von 626.423,49 Euro. 

Die Erlöse aus der Abgeltung der Rechte aus der sog. Ladenklausel gem. dem mit der 
GEMA abgeschlossenen Inkassovertrag betrugen für das Jahr 2001 20.451,68 Euro.

Aus der Bibliothekstantieme (§ 27 Abs. 2 UrhG) erzielte die VFF Erlöse in Höhe von 
64.855,71 Euro.

Für die Abgeltung der sog. Behördenmitschnittrechte bezahlte das Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung Betrag von 54.474,08 Euro.

Im Bereich der Weiterbildungseinrichtungen erzielte die VFF Erlöse in Höhe von 
33.887,30 Euro.

In  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  VFF  sind  die  Erträge  in  Höhe  von 
5.774.355,39 Euro ausgewiesen.
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3. Verwaltung

Die Verwaltungsaufwendungen der VFF betrugen im Berichtsjahr 551.993,76 Euro. 
Das sind 9,56 % der Erträge. Ein wesentlicher Teil der Aufwendungen entfiel auf die 
Durchführung der  Ausschüttung für das  Jahr 2000 sowie den Arbeiten am neuen 
Ausschüttungsprogramm der VFF.

4. Investitionen

Im Berichtsjahr wurden für die Abwicklung der Ausschüttungen sowie für das neue 
Werk- und Ausschüttungsregister Investitionen in Höhe von 160.203,78 Euro getä-
tigt.

5. Sozial-/Förderfonds

Per 31.12.2002 sind für den Sozialfonds 65.546,98 Euro zurückgestellt, für den För-
derfonds 160.229,15 Euro.

Die Tätigkeit des Sozialfonds blieb im Jahr 2002 weitgehend konstant. An mehrere 
Bedürftige  konnten  Unterstützungszahlungen  in  einer  Gesamthöhe  von 
30.200,70 Euro geleistet werden. Der Beirat hat vor dem Hintergrund der umfangrei-
chen Stipendienvergabe  des  Förderfonds  für  Hochschüler  an  Film-  und Fernseh-
hochschulen, mit  der auch ein sozialer Beitrag geleistet  werden soll,  beschlossen, 
einen Betrag in Höhe von 72.600,00 Euro für insgesamt 11 Stipendien aus Mitteln 
des Förderfonds zur Verfügung zu stellen.

Im Jahr 2002 konnten 11  Studenten der Hochschulen aus Berlin, Ludwigsburg und 
München mit dem VFF-Stipendium in Höhe von 6.600,00 Euro pro Jahr, gefördert 
werden.  Für  die  weitere  Ausschreibung,  der  Förderung  ab  dem  Wintersemester 
2003/04 sind 40 Bewerbungen eingegangen,  über  die  im April  2003 entschieden 
wurde. 

Fortgeführt wurde die Unterstützung für das Haus des Dokumentarfilms in Höhe von 
25.564,00 Euro. Das Institut für Urheber- und Medienrecht, München, konnte mit 
10.230,00 Euro unterstützt werden. 

Zum achten Mal vergeben wurde der VFF Young Talent Award im Rahmen des Inter-
nationalen Festivals der Filmhochschulen. Dieser jährlich zu verleihende VFF-Preis 
ist mit insgesamt 17.500,00 Euro dotiert. Im Jahr 2003 findet kein Festival und somit 
keine Preisvergabe statt.
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Bereits zum siebten Mal vergeben wurde der mit 25.000,00 Euro dotierte TV Movie 
Award. Der Preis zeichnet die beste inländische TV Produktion im Rahmen des Film-
fest München aus. Der Preisträger 2002 war "Die Freund der Freunde", Produzent 
Michael Hild, Bavaria Film. Des weiteren erhielt die Akademie der Darstellenden 
Künste 7.669,38 Euro. 

Die internationalen Studentenfilmtage in Potsdam wurden 2002 wie im Vorjahr mit 
3.750,00 Euro,  das  internationale  Kurzfilmfestival  "Wie wir  leben" im Jahr  2003 
wird mit einem Betrag von 10.000,00 Euro unterstützt. 

Die Schriftenreihe Medienrecht, Medienproduktion und Medienökonomie, die her-
ausgegeben wird von Prof. Dr. Norbert P. Flechsig, Dr. Oliver Castendyk, Prof. Dr. 
Georg Feil, Prof. Dr. Johannes Kreile und Christiane von Wahlert hat im Jahr 2002 
neben  dem Filmstatistischen  Jahrbuch  sechs  weitere  Publikationen  veröffentlicht. 
Die Schriftenreihe erscheint im Nomos Verlag.

Insgesamt erfolgten im Berichtsjahr Zuwendungen aus dem Förderfonds in Höhe von 
259.031,18 Euro.

6. Interna

Im Berichtsjahr hat sich die Zahl der Wahrnehmungsberechtigten im Vergleich zum 
Vorjahr  leicht  erhöht.  Die  Zahl  der  wahrnehmungsberechtigten  Pro-
duktionsunternehmen beträgt nun 1326.

Im Jahr 2002 fanden drei Beiratssitzungen sowie zwei Aufsichtsratssitzung statt. 

In der Gesellschafterversammlung am 28. Juni 2002 wurde der Jahresabschluß 2001 
genehmigt, den Geschäftsführern sowie dem Aufsichtsrat Entlastung erteilt.

Der Internetauftritt der VFF unter www.vffvg.de wurde laufend aktualisiert. Seit Fe-
bruar 2003 ist die VFF zusätzlich unter www.vff.org zu erreichen.

Die Bilanz für das Jahr 2002 wurde im Bundesanzeiger Nr. 143, S. 12759 veröffent-
licht.
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7. Risiken

Bei der Verwertungsgesellschaft  VFF bestehen aufgrund der Besonderheiten einer 
treuhänderisch,  nicht  auf  Gewinnerzielung  ausgerichteten  Tätigkeit,  die  für  Wirt-
schaftsunternehmen ansonsten typischen Risiken nicht.

Die Finanzanlagen der VFF erfolgen ausschließlich in mündelsicheren Wertpapieren.

8. Ausblick 2002

Nach der Durchführung der Ausschüttung des Jahres 2001 Mitte des Jahres 2003 
wird die  Erfassung und Durchführung der Ausschüttung für das Jahr  2002 sowie 
Nachausschüttungen für Vorjahre eine Hauptaufgabe darstellen. Bei der Umsetzung 
der EG-Richtlinie Urheberrecht in der Informationsgesellschaft wird die VFF darauf 
achten, daß die Vergütungsansprüche für die private Kopie von rechtmäßig verbreite-
ten geschützten Werken im Urhebergesetz angemessen geregelt  bleiben.  Die VFF 
setzt sich auch weiterhin für eine nachhaltige Erhöhung der Leerkassetten- und Gerä-
teabgabe ein, zumal der Vergütungsbericht der Bundesregierung festgestellt hat, daß 
die seit 1985 vereinbarte Höhe nicht mehr angemessen ist.

Aufgrund des voraussichtlich stabilen Verkaufes von Videorecordern und Videokas-
setten  sowie der Zinsentwicklung für Festgeldanlagen wird im Jahr 2003 mit einem
weitgehend gleichbleibenden Ergebnis der VFF zu rechnen sein.

München, den 5. Mai 2003

Bernd Burgemeister Prof. Dr. Johannes Kreile
- Geschäftsführer - - Geschäftsführer - 
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